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Niederschrift

über die

36. Dienstbesprechung der staatlichen Schulberater

am 07. Juli 2000

im Saal 2031 des Bayerischen Staatsministeriums für Unterricht und Kultus

Vorsitz:
Ministerialrat Fromholzer

Teilnehmer:
laut beiligender Anwesenheitsliste


je nach Tagesordnungspunkt wechselnde Referenten aus dem


Staatsministerium

Schriftführerin:
OStRin Hafner

Dauer:
9.45 bis 15.45 Uhr

Tagesordnung:

1.
Besondere Begabungen und Hochbegabung als Aufgabe der Schulberatung (mit OStR Gerhard Maier)

2.
Die Weiterentwicklung des vorläufigen Übertrittsverfahrens (mit OStR Gerhard Maier)

3.
Überweisung an Förderschulen und an die Volksschule (§ 4,VSO und 16 SVSO) (mit MR Dr. Elmar Schaar)

4.
Fragen des Haushalts

4.1 
Kap. 05 09 (mit OAR Eberhard Schinner)

4.2 
Fort‑ und Weiterbildungsmaßnahmen

5.
Verschiedenes

5.1
Legasthenie und Lese‑ und Rechtschreibschwäche

5.2
Änderung der Wirtschaftsschulordnung (WSO) u.a.

Herr Ministerialrat Fromholzer begrüßt die Teilnehmerinnen und Teilnehmer.

Zu TOP 1: Besondere Begabungen und Hochbegabung als Aufgabe der Schulberatung

Die staatlichen Schulberater berichten über die in ihren Bezirken laufenden Aktivitäten zur

besseren Förderung von besonders begabten Schülern:

‑
Diagnostik und Einzelberatung, d. h. individuelle Betreuung sowie Beratung der Eltern, stehen im Vordergrund.

‑
Das Thema "Besondere Begabungen und Hochbegabung" ist ein wichtiges Thema der


Dienstbesprechungen, da sowohl die Sensibilisierung als auch eine umfassende


Information der Beratungslehrer sow ie Schulpsychologen notwendig ist.

‑
Auch den Lehrkräften werden ausreichend Informationen zum Thema "Besondere Begabungen und Hochbegabung" zur Verfügung gestellt. Besondere Bedeutung hat diesbezüglich auch die Sensibilisierung der Grundschullehrer. In diesem Zusammenhang wird die Bitte geäußert, dass besonders begabte Grundschüler von der Sprengelpflicht entbunden. werden, da ihre Entwicklung sehr von der Förderung durch den j eweilige.n Lehrer abhängig ist. Das Medienpaket "HomoSuperSapiens" ‑ es handelt sich um eine Handreichung und eine Videokassette ‑ kann Lehrerinnen und Lehrern an der Grundschule wichtige Hilfestellungen für das Erkennen von Hochbegabung und den Umgang mit besonders begabten Kindern geben.

‑
Es werden Wochenenden für hochbegabte Schüler und deren Eltern angeboten. Diese Auftaktwochenenden sollen u. a. den Eltern Ideen geben, sich aber dann zum Selbstläufer entwickeln.

‑
Durch die staatlichen Schulberatungsstellen werden auch nicht staatliche Fördermöglichkeiten in den einzelnen Regionen bekannt gemacht.

‑
Eine Übersicht über Pluskurse, die in einer Region angeboten werden, kann den Eltern eine große Hilfestellung sein. Die staatlichen Schulberater geben zu bedenken, dass die Einrichtung schulübergreifender Pluskurse aufgrund der Budgetierung künftig problematischer werden könne. Es wird zudem befürchtet, dass durch die Budgetierung Hauptfächer zu stark bevorzugt werden.

‑
Neben Oberbayern kann auf Grund mangelnder Anmeldungen voraussichtlich in anderen Regierungsbezirken keine weitere Förderklasse für hochbegabte Kinder eingerichtet werden. Ein flächendeckendes Angebot für diese Schüler kann gerade in dünn besiedelten Gebieten finanziell nicht geleistet werden.

‑
Referendare werden zum Teil in die Betreuung von Hochbegabten einbezogen. In diesem Zusammenhang wird gefordert, dass das Thema "Besondere Begabungen und


Hochbegabung" fest in der Referendarsausbildung verankert sein soll.

‑
Auch das Modell der Schülerakademie wird in einzelnen Bezirken verfolgt. Beispielsweise werden gegenwärtig in der Oberpfalz 178 Schülerinnen und Schüler mit diesem


Plusprogramm gefördert, das für Gymnasiasten der 6. bis 11. Jahrgangsstufe angeboten


wird.

‑
Das Thema Hochbegabung ist auch in die regionale Lehrerfortbildung integriert.

‑
Es wird vorgeschlagen, ein flächendeckend virtuelles Angebot für Hochbegabte zu


schaffen.

Daran anschließend weist Herr Studiendirektor Weidenhiller auf eine CD‑ROM hin, die über Internetangebote zu verschiedensten Stichworten informiert. Er gibt zu bedenken, dass nicht nur spezielle Angebote für Hochbegabte zu Verfügung gestellt werden sollen; vielmehr muss das Potential der Hochbegabten für die jeweilige Schule besser ausgenutzt werden. Die Schüler sollen die Möglichkeit haben, sich in der einzelnen Schule engagieren zu können. Hochbegabte in die Vorbereitung größerer Veranstaltungen wie Kongresse einzubinden sei durchaus vorstellbar.

Auch Herr Oberstudienrat Maier betont, dass nicht beabsichtigt ist, das amerikanische Modell einer Schule für Hochbegabte zu verfolgen; vielmehr soll das Modell der Förderklassen ausgebaut werden. Im Folgenden fasst er die durch das Staatsministerium gesetzten Schwerpunkte zusammen: Neben der Diagnose und Einzelfallberatung soll ein möglichst ortsnahes und flächendeckendes Angebot an Fördermöglichkeiten geschaffen werden. Eltern sollen ausreichend informiert und beraten werden; auch müssen sie Gelegenheit zu einem Erfahrungsaustausch haben. Die Fortbildung von Lehrkräften wird forciert, damit diese Hochbegabung leichter erkennen und mit ihr umgehen können. Sehr wichtig ist ebenfalls ein permanenter Austausch der Schulberatungsstellen z.B. über die Homepages. Synergieeffekte durch die Zusammenarbeit mit anderen Institutionen sollen genutzt werden.

Herr Studiendirektor Dr. Schmitz weist darauf hin, dass die von einem Arbeitskreis des

ISB erarbeiteten Materialien zum Thema Hochbegabung als Modell für alle

Schulberatungsstellen zur Verfügung gestellt werden könnten. Dafür ist jedoch finanzielle Unterstützung notwendig.

Herr Studiendirektor Köhn bestärkt die Notwendigkeit einer frühzeitigen Diagnose von Hochbegabung.

Man einigt sich darauf, dass die laufende Diskussion bei der Fortbildungsveranstaltung für die Schulberater am 12./13. November in Dillingen fortgesetzt wird.

TOP 2: Die Weiterentwicklung des vorläufigen Übertrittsverfahrens

Herr Oberstudienrat Maier gibt einen Überblick über die bisherigen Erfahrungen zum derzeitigen Übertrittsverfahren: Die Zahl der voraussichtlichen Übertritte in die 5. Jahrgangsstufe der R6 übersteigt die Erwartungen. Es haben sich 5731 Schüler mit Notendurchschnitt 2,66 zum Übertritt an die Realschule angemeldet. Von diesen Schülern haben ca. 45 % den Probeunterricht bestanden und können somit an die Realschule übertreten. Ein Viertel der Schüler, die den Probeunterricht nicht bestanden haben und nur nach einem Beratungsgespräch und letztendlicher Elternentscheidung an die Realschule übertreten könnten, hat sich nach dem Beratungsgespräch für die Hauptschule entschieden. An den sechsstufigen Realschulen wurden ca. 3000 Beratungsgespräche geführt, dies entspricht rein statistisch 21 Beratungsgesprächen pro Schule. Negative Rückmeldungen bzw. Beschwerden wie z. B. Überlastung der Beratungslehrer, sind bisher nicht an das Staatsministerium herangetragen worden. Die Erfahrungen mit dem neuen Übertrittsverfahren sind im Ministerium Thema weiterer Beratungen. Ob und gegebenenfalls welche Modifizierungen vorgenommen werden, steht noch nicht fest.

Die staatlichen Schulberater bitten diesbezüglich um genaue und rechtzeitige Information der Schulberatungsstellen und Schulen für das kommende Schuljahr. Sie machen darauf aufmerksam, dass landesweit die Meinung herrscht, dass das bestehende Verfahren geändert werde. Aus Sicht der staatlichen Schulberater ist sehr viel von dem eingetreten, was an Kritik in der Projektgruppe zum Übertrittsverfahren geäußert wurde. Herr Honal fragt an, ob die durch die Beratungsgespräche entstandene Mehrarbeit über Mehrarbeitsentschädigung abgerechnet werden könne. Besonders belastete Schulen sollten entschädigt werden.

Schüler, die von staatlich genehmigten Schulen an staatliche Schulen übertreten wollen, müssen einen Probeunterricht absolvieren. Dieser dient den staatlichen Schulen verbindlich als Nachweis dafür, ob der Schüler dem Anforderungsniveau der Schule entspricht.

Für Schüler von Montessori‑Schulen wird kein eigenes Übertrittsverfahren entwickelt, da eine rechtliche Gleichstellung mit den Schülern gegeben sein muss, die von anderen staatlich genehmigten Schulen (Probeunterricht) oder die von staatlichen Schulen an weiterführende Schulen übertreten (Eignungsnachweis im Übertrittszeugnis). Die Gewährung einer Probezeit für Montessori​-Schüler anstelle des Probeunterrichts ist nicht vorgesehen.

Bei der Aufnahme in die M‑Klassen besteht bereits eine pädagogische Revisionsmöglichkeit gegenüber dem Eignungsurteil der abgebenden Hauptschule (Widerspruchsrecht).

Rückmeldungen zum Übertritt an die Gymnasien laufen gerade im Staatsministerium ein, es liegt jedoch noch keine Auswertung vor.

TOP 3: Überweisung an Förderschulen und an die Volksschule (§ 4 VSO und § 16


SVSO)

Herr Ministerialrat Dr. Schaar informiert über die Überweisungsmodalitäten an die Förderschulen und Volksschulen. Er weist darauf hin, dass man sich hier auf einem Grenzbereich zwischen geltendem Recht und Politik bewegt. Von 32 Landtagseingaben in den letzten Jahren wurde in 18 Fällen dem Beschluss des Landtags gefolgt, in den restlichen Fällen stand der Schutz des Kindes durch den Staat im Vordergrund. Die Entscheidung für die Überweisung an die Förderschule bzw. zurück an die Regelschule soll grundsätzlich so individuell wie möglich erfolgen. Schulleiter und Lehrkräfte müssen hier größte Sensibilität zeigen. Man ist darum bemüht, die Schulen für Behinderte aufzuwerten, indem sogenannte integrative Kooperationsklassen gebildet werden.

Ministerialrat Dr. Schaar teilt allgemeine Informationen über die Förderschule in Bayern sowie Informationen zur Integration behinderter Schüler aus.

TOP 4. 1: Fragen des Haushalts zum Kap. 05 09

Herr Oberamtsrat Schinner informiert über die für die staatlichen Schulberatungsstellen zur Verfügung stehenden Mittel. Für das laufende Jahr stehen noch 27 000 DM zur Verfügung. Wie die Haushaltsverhandlungen ergeben haben, werden die Mittel. für den Zeitraum 2001/2002 geringfügig erhöht. Die staatlichen Schulberater teilen den in nächster Zeit anstehenden Bedarf an Mitteln in den einzelnen Beratungsstellen mit. Frau Stadiendirektorin Häußler bittet um eine bessere EDV‑Ausstattung für die Schulberatungsstelle Mittelfranken.

TOP 4.2: Fragen des Haushalts zu Fort‑ und Weiterbildungsmaßnahmen

Herr Ministerialrat Fromholzer teilt mit, dass voraussichtlich 75 % der Anforderungen an Fortbildungsmitteln zugewiesen werden können. Die von den Schulberatern gewünschten Sonderzuweisungen für Tests werden jedoch nicht möglich sein. Im Rahmen der Weiterbildung wird derzeit sehr viel in den Bereich Legasthenie und Übertrittsberatung investiert. Ein regionaler Weiterbildungskurs für Beratungslehrkräfte wird aufgrund des bestehenden Bedarfs 2001/2003 in Oberbayern‑Ost geplant.

TOP 5. 1: Legasthenie und Lese‑ und Rechtschreibschwäche

Für die Regelung der Legasthenie und Lese‑ und Rechtschreibschwäche gelten die

Bekanntmachungen und Schreiben des Staatsministeriums.

Herr Rektor Dr. Knoll weist darauf hin, dass der Informationsfluss vom Staatsministerium an

die staatlichen Schulberatungsstellen bezüglich dieser Thematik nicht ausreichend sei. Die

Möglichkeit, wichtige Schreiben ins Internet zu stellen, sollte deshalb angedacht werden.

Die Schulberater werden gebeten, es im Einzelfall zu begründen, wenn die neue Legasthenie​regelung einen erhöhten Personaleinsatz erfordere.

TOP 5.2: Änderung der Wirtschaftsschulordnung (WSO)

Herr Ministerialrat Fromholzer informiert über die geplanten Änderungen der Wirtschaftsschulordnung.

Verschiedenes

Die von Herrn Studiendirektor Honal erbetene Information über die Situation der Beratungslehrer und deren Ausbildung in den verschiedenen Ländern in der Bundesrepublik Deutschland wird ausgeteilt.

Der nächste Berufsbildungskongress findet im Dezember 2002 in Nürnberg statt.

Die staatlichen Schalberater machen auf die Problematik aufmerksam, dass Beratungslehrer an einzelnen Schulen zuweilen nur schwer erreichbar sind, da die an die staatlichen Schulberatungsstellen gemeldeten Präsenzzeiten nicht eingehalten werden.

Herr Ministerialrat Fromholzer beendet die Dienstbesprechung. Er dankt den Leitern der staatlichen Schulberatungsstellen für ihr Engagement und für die vertrauensvolle Zusammenarbeit über Jahre hinweg.

Die Schriftführerin:
Der Vorsitzende:
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